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STANDARDS FÜR 
JUSTIZVOLLZUGSEINRICHTUNGEN 

Die Aufgabe der Nationalen Stelle ist präventiv. Ihre Empfehlungen sollen nicht nur in den 
besuchten, sondern in allen Einrichtungen im gesamten Bundesgebiet umgesetzt werden. Hierzu 
ist es notwendig, dass die Aufsichtsbehörden Empfehlungen, die zu einer spezifischen Einrichtung 
abgegeben wurden, auch auf vergleichbare andere Einrichtungen in ihrem Zuständigkeitsbereich 
übertragen. Aus wiederkehrenden Empfehlungen leitet die Nationale Stelle Standards ab. Diese 
Standards werden kontinuierlich weiterentwickelt und sollen den Aufsichtsbehörden und 
Einrichtungen als Maßstab für eine menschenwürdige Unterbringung und Behandlung dienen.  

Unter dem Gesichtspunkt der Menschenwürde hält die Nationale Stelle folgende Standards für 
unabdingbar:  

1 – BEKLEIDUNG IM BESONDERS GESICHERTEN HAFTRAUM 

Bei der Unterbringung in einem besonders gesicherten Haftraum ohne gefährdende 
Gegenstände sind Gefangenen mindestens eine Papierunterhose und ein Papierhemd 
auszuhändigen. 

2 – DURCHSUCHUNG MIT ENTKLEIDUNG 

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen nach den Feststellungen des BVerfG einen schwerwiegenden Eingriff in 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht dar.1 Eine routinemäßige Durchführung, unabhängig von 
einzelfallbezogenen Verdachtsgründen ist nicht zulässig.2 Um dieser Voraussetzung gerecht zu 
werden, müssen allgemeine Anordnungen über Durchsuchungen mit Entkleidung unter 
Verhältnismäßigkeitsaspekten Raum für Ausnahmeentscheidungen lassen. Das Personal muss 
dafür sensibilisiert sein, dass im Einzelfall auf eine vollständige Entkleidung verzichtet werden 
kann.  

Ist eine vollständige Entkleidung erforderlich, soll eine die Intimsphäre schonendere Praxis der 
Entkleidung, zum Beispiel in zwei Phasen, stattfinden, so dass jeweils eine Körperhälfte bekleidet 
bleibt. 

3 – DUSCHEN 

Personen, denen die Freiheit entzogen wird, sollen die Möglichkeiten haben, auf Wunsch alleine 
zu duschen. In Gemeinschaftsduschräumen soll zumindest eine Dusche partiell abgetrennt sein.  

4 – EINSICHT IN DEN TOILETTENBEREICH 

Bedienstete sollen sich, insbesondere dann, wenn sich in dem Haftraum eine Toilette offen im 
Raum befindet, vor dem Betreten in geeigneter Weise bemerkbar machen. Der betroffenen 
Person soll die Möglichkeit gegeben werden, darauf hinzuweisen, dass sie gegebenenfalls gerade 
die Toilette benutzt. 

                                                                                 
1 BVerfG, Urteil vom 05.03.2015, Az: 2 BvR 746/13, juris Rn. 33 – 35. 
2 BVerfG, Urteil vom 10.07.2013, Az: 2 BvR 2815/11, Rn. 16, unter Verweis auf EGMR, van der Ven ./. Niederlande, Urteil vom 4.2.2003, 
Individualbeschwerde Nr. 50901/99, 4.2.2003, Rn. 62. 
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Eine Überwachungskamera soll so angebracht sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur 
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Allenfalls bei einer Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum aufgrund akuter Selbstverletzungs- oder Suizidgefahr erscheint eine im 
Einzelfall abgewogene, begründete und nachvollziehbar dokumentierte Entscheidung denkbar, 
einen Haftraum ohne Einschränkung zu überwachen. Bei jeder Kameraüberwachung, die den 
Toilettenbereich unverpixelt umfasst, soll ausschließlich eine Person desselben Geschlechts die 
Überwachung vornehmen. 

5 – EINZELHAFT 

Um die negativen Auswirkungen der Einzelhaft auf die psychische und physische Gesundheit der 
Betroffenen abzumildern, soll ihnen ausreichend Gelegenheit zu Kontakt zu anderen Personen 
(beispielsweise durch erweiterte Besuchszeiten) und zu sinnvoller Betätigung gegeben werden. 
Auch sind Betroffene regelmäßig psychiatrisch oder psychologisch zu betreuen. Dies soll in einem 
angemessenen und vertraulichen Rahmen stattfinden. 

6 – FIXIERUNG 

Die Nationale Stelle definiert den Begriff der Fixierung als die Entziehung der Bewegungsfreiheit 
durch das Festbinden von Armen, Beinen und gegebenenfalls der Körpermitte mit dem Ergebnis, 
dass die betroffene Person ihre Sitz- oder Liegeposition nicht mehr selbstständig verändern kann. 
Sie stellt hierfür folgende Forderungen auf: 

Fixierungen sind lediglich als ultima ratio und unter klaren und engen Voraussetzungen 
anzuordnen sowie auf den kürzest möglichen Zeitraum zu beschränken. Für eine möglichst 
schonende Durchführung einer Fixierung ist ein Bandagen-System zu verwenden. Zur Wahrung 
des Schamgefühls soll die fixierte Person mindestens mit einer Papierunterhose und einem 
Papierhemd bekleidet werden. Es ist eine regelmäßige ärztliche Kontrolle zu gewährleisten. Die 
fixierte Person muss zudem ständig und persönlich durch therapeutisches oder pflegerisches 
Personal überwacht werden, welches sich in der unmittelbaren Nähe befindet (Eins-zu-eins-
Betreuung). Für eine nicht kurzzeitige Fixierung ist zudem eine richterliche Entscheidung 
erforderlich.3 Die Maßnahme soll mit der betroffenen Person nachbesprochen werden.4 Außerdem 
ist sie nach Beendigung der Maßnahme auf die Möglichkeit hinzuweisen, die Zulässigkeit der 
durchgeführten Fixierung gerichtlich überprüfen zu lassen.5 

Bei jeder Fixierung sollen die Gründe für die Maßnahme schriftlich ausformuliert werden. Dies 
beinhaltet auch die Dokumentation darüber, welche milderen Mittel vorab eingeleitet wurden und 
weshalb diese gescheitert sind. 

7 – GRÖßE VON HAFTRÄUMEN 

Für eine menschenwürdige Unterbringung muss ein Einzelhaftraum mindestens eine 
Grundfläche von 6 qm exklusive des Sanitärbereichs aufweisen. Für den Fall, dass der 
Sanitärbereich nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm für den Sanitärbereich zu addieren, sodass die 
Gesamtfläche mindestens 7 qm beträgt. Bei Mehrfachbelegung muss eine Fläche von 4 qm für jede 
weitere Person exklusive des Sanitärbereichs hinzukommen. 

                                                                                 
3 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az: 2 BvR 502/16, Rn. 69. 
4 DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang: Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Erwachsenen. URL: 
https://www.dgppn.de/_Resources/Persistent/154528053e2d1464d9788c0b2d298ee4a9d1cca3/S3%20LL%20Verhinderung%20von%20Zwang%20L
ANG%2BLITERATUR%20FINAL%2010.9.2018.pdf (abgerufen am 27.02.2019). 
5 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az: 2 BvR 502/16, Rn. 85. 
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8 – KAMERAÜBERWACHUNG 

In Justizvollzugsanstalten soll eine Kameraüberwachung nur erfolgen, wenn sie im Einzelfall zum 
Schutz der Person unerlässlich ist. Die Gründe für die Kameraüberwachung sollen dokumentiert 
werden. Zudem muss die betroffene Person auf die Kameraüberwachung hingewiesen werden. Die 
bloße Sichtbarkeit der Überwachungskamera ist nicht ausreichend. Für die betroffene Person soll 
erkennbar sein, ob die Überwachungskamera eingeschaltet ist. 

9 – MEHRFACHBELEGUNG VON HAFTRÄUMEN 

Hafträume, in denen mehr als eine Person untergebracht werden, müssen nach Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts6 über eine vollständig abgetrennte und gesondert entlüftete 
Toilette verfügen. Eine Unterbringung ohne eine solche Abtrennung verstößt gegen die 
Menschenwürde. 

10 – NUTZUNG VON ABSONDERUNGSRÄUMEN 

Sind zusätzlich zu dem besonders gesicherten Haftraum ohne gefährdende Gegenstände weitere 
Absonderungsräume vorhanden, deren Ausstattung einem besonders gesicherten Haftraum 
entspricht, müssen dieselben Voraussetzungen für die Unterbringung erfüllt sein. Darüber hinaus 
muss eine umfassende Dokumentation erfolgen, die der für den besonders gesicherten Haftraum 
entspricht. 

11 – RESPEKTVOLLER UMGANG 

Der Umgang mit Gefangenen soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört auch, dass sie 
grundsätzlich mit „Sie“ angesprochen werden und sich Bedienstete in geeigneter Weise vor dem 
Betreten des Haftraums bemerkbar machen.  

12 – TÜRSPIONE 

Mit Ausnahme von Beobachtungsräumen sollen Türspione blickdicht gemacht werden, um die 
Privatsphäre der untergebrachten Personen zu schützen.  

Sofern Türspione im begründeten Einzelfall notwendig sind, sollen sich die Bediensteten vor dem 
Blick durch den Spion in geeigneter Weise bemerkbar machen. 

13 –  ÜBERSETZUNG BEI ÄRZTLICHEN GESPRÄCHEN 

Bei Gesprächen, deren Inhalt der ärztlichen Schweigepflicht unterliegt, muss die Vertraulichkeit 
gewahrt sein. Zudem müssen Fachbegriffe und Sachzusammenhänge richtig in die andere Sprache 
übersetzt werden. Bei Verständigungsschwierigkeiten ist ein Dolmetscherdienst7 in Anspruch zu 
nehmen. Die Übersetzung durch Mitgefangene oder nichtärztliches Personal der Einrichtung ist 
ungeeignet.  

                                                                                 
6 BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az: 1 BvR 409/09, Rn. 30. 
7 Siehe unter III. 1.10 – „Kommunikation während der gesamten Maßnahme“. 
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14 – UMGANG MIT VERTRAULICHEN MEDIZINISCHEN INFORMATIONEN 

Um die Vertraulichkeit medizinischer Informationen zu wahren, sind Hinweise, beispielsweise 
auf Infektionskrankheiten, ausschließlich in der Krankenakte, nicht aber in der 
Gefangenenpersonalakte, zu vermerken. Dadurch wird sichergestellt, dass ausschließlich 
medizinisches Personal, nicht jedoch der Allgemeine Vollzugsdienst, Kenntnis darüber erhält.  

15 – ZUSTAND VON HAFTRÄUMEN 

In Justizvollzugsanstalten ist Gefangenen in ihrem Haftraum Zugang zu natürlichem, 
ungefiltertem Licht zu gewähren. Der Blick ins Freie darf nicht durch undurchsichtige 
Plexiglasscheiben oder ähnliches verhindert werden. 

 


